
Eine Verpflichtung des Gerichts, die mündliche Verhandlung zu vertagen anstatt nach § 102 Abs. 2 VwGO  
trotz des Ausbleibens einer Beteiligten zu entscheiden, kann nach § 173 Satz 1 VwGO in Verbindung mit §  
278 Abs. 1 ZPO allenfalls dann bestehen, wenn konkrete Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass der Versuch 
einer gütlichen Einigung aussichtsreich sein könnte.

(Amtliche Leitsätze)

10 ZB 14.1741

Bayerischer Verwaltungsgerichtshof

Beschluss vom 16.12.2014

T e n o r

I. Der Antrag auf Zulassung der Berufung wird abgelehnt.

II. Der Kläger trägt die Kosten des Zulassungsverfahrens.

III. Der Streitwert für das Zulassungsverfahren wird auf 10.000,- Euro festgesetzt.

G r ü n d e

Der 1992 in der Bundesrepublik geborene Kläger, der vietnamesischer Staatsangehöriger ist, verfolgt mit dem 

Antrag auf Zulassung der Berufung seine in erster Instanz erfolglose Klage weiter, die auf die Aufhebung sei-

ner Ausweisung und die Verpflichtung der Beklagten gerichtet ist, ihm eine Aufenthaltserlaubnis zu erteilen.

Der zulässige Antrag auf Zulassung der Berufung ist unbegründet. Die Berufung ist weder wegen der geltend 

gemachten ernstlichen Zweifel an der Richtigkeit des angefochtenen Urteils (§ 124 Abs. 2 Nr. 1 VwGO; I.)  

noch wegen besonderer rechtlicher Schwierigkeiten (§ 124 Abs. 2 Nr. 2 VwGO; II.) oder eines Verfahrens-

mangels (§ 124 Abs. 2 Nr. 5 VwGO; III.) zuzulassen. Aus diesem Grund sieht der Verwaltungsgerichtshof  

auch davon ab, vor einer Entscheidung über den Zulassungsantrag in entsprechender Anwendung von § 87  

Abs. 1 Nr.  1 VwGO die Beteiligten zu einem Termin zur Erörterung des Sach- und Streitstands und zur  

gütlichen Beilegung des Rechtsstreits zu laden, wie der Kläger dies beantragt hat.

I. Die Berufung ist nicht nach § 124 Abs. 2 Nr. 1 VwGO wegen ernstlicher Zweifel an der Richtigkeit des 

angefochtenen Urteils zuzulassen.

Ernstliche Zweifel an der Richtigkeit des angefochtenen Urteils, die die Zulassung der Berufung nach § 124 

Abs.  2  Nr.  1  VwGO  rechtfertigen  könnten,  lägen  nur  vor,  wenn  der  Kläger  einen  einzelnen  tragenden  

Rechtssatz oder eine einzelne erhebliche Tatsachenfeststellung mit schlüssigen Gegenargumenten in Frage  

gestellt hätte (vgl. BVerfG, B.v. 10.9.2009 – 1 BvR 814/09 – juris Rn. 11). Dies ist jedoch nicht der Fall.
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1. Dies gilt zunächst, soweit sich der Zulassungsantrag gegen die Abweisung der Klage auf Erteilung einer 

Aufenthaltserlaubnis richtet.

Der  Kläger  macht  insoweit  geltend,  das  Verwaltungsgericht  habe  die  Klage  nicht  mit  der  Begründung 

abweisen dürfen, die Beklagte habe den Antrag des Klägers auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis zu Recht  

abgelehnt, weil dessen Ausweisung rechtmäßig sei. Denn entgegen der Ansicht des Verwaltungsgerichts sei  

die  Ausweisung  des  Klägers  unverhältnismäßig.  Mit  diesen  Ausführungen  stellt  der  Kläger  aber  keinen 

einzelnen tragenden Rechtssatz des Verwaltungsgerichts mit schlüssigen Gegenargumenten in Frage.

Zwar geht das Verwaltungsgericht davon aus, dass die Beklagte den Antrag des Klägers vom 20. August 2012 

auf Verlängerung seiner bis 15. Juli 2012 gültigen Aufenthaltserlaubnis in Nr. 2 ihres Bescheids vom 7. März  

2014 zu Recht nach § 11 Abs. 1 Satz 2 AufenthG abgelehnt habe, nach dem einem Ausländer, der ausgewiesen 

worden  ist,  auch  bei  Vorliegen  der  Voraussetzungen  eines  Anspruchs  nach  dem  Aufenthaltsgesetz  ein 

Aufenthaltstitel nicht erteilt wird. Jedoch ist das Verwaltungsgericht außerdem der seiner Ansicht nach zutref -

fenden Begründung des Bescheids vom 7. März 2014 gefolgt und hat insoweit nach § 117 Abs. 5 VwGO von 

einer weiteren Darstellung der Entscheidungsgründe abgesehen und stattdessen auch bezüglich der Ablehnung 

der Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis auf die Ausführungen der Beklagten in diesem Bescheid Bezug 

genommen.

Die Beklagte hat die Ablehnung des Antrags auf Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis im Bescheid vom 7. 

März 2014 aber nicht nur darauf gestützt, dass der Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis § 11 Abs. 1 Satz 2 

AufenthG entgegenstehe. Vielmehr hat sie die Versagung der Aufenthaltserlaubnis zusätzlich und selbständig 

tragend auch damit begründet, dass der Kläger keinen Anspruch auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis habe,  

weil die Regelerteilungsvoraussetzung nach § 5 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG nicht erfüllt sei. Vom Nichtvorliegen 

dieser Voraussetzung sei nicht nur dann auszugehen, wenn eine Ausweisung tatsächlich erfolge. Vielmehr  

reiche das objektive Vorliegen eines Ausweisungsgrundes aus. Die Notwendigkeit eines von der gesetzlichen 

Regelbewertung  abweichenden  Gesetzesvollzugs  sei  weder  vorgetragen  noch  sonst  erkennbar.  Besonder-

heiten,  die die Notwendigkeit  eines Abweichens vom Regelfall  des § 5 Abs. 1 Nr.  2 AufenthG erkennen 

ließen, lägen nicht vor.

Mit  dieser  Begründung,  die  die  Ablehnung  des  Antrags  auf  Verlängerung  der  Aufenthaltserlaubnis  im 

Bescheid vom 7. März 2014 und wegen der Bezugnahme auf diesen Bescheid im angefochtenen Urteil auch  

die Abweisung der Klage selbständig trägt, soweit sie die auf Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis gerichtete 

Verpflichtungsklage betrifft, setzt sich der Kläger jedoch in seiner Zulassungsbegründung nicht auseinander  

und stellt  sie daher auch nicht mit schlüssigen Gegenargumenten in Frage. Dies wäre aber zur Darlegung 

ernstlicher Zweifel an der Richtigkeit des angefochtenen Urteils erforderlich gewesen. Denn ist dieses Urteil  

wie hier in Bezug auf die Abweisung der die Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis betreffenden Klage auf  

mehrere selbständig tragende Gründe gestützt, so kommt eine Zulassung der Berufung nur dann in Betracht,  
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wenn  Zulassungsgründe  wegen  eines  jeden  die  Entscheidung  tragenden  Grundes  dargelegt  werden  und 

vorliegen (vgl. etwa BayVGH, B.v. 3.6.2014 – 10 ZB 12.2312 – juris Rn. 16; B.v. 9.10.2013 – 10 ZB 13.1725 

– juris Rn. 8; B.v. 10.10.2013 – 10 ZB 11.607 – juris Rn. 22; B.v. 30.10.2013 – 10 ZB 11.1390 – juris Rn. 12;  

B.v. 6.3.2014 – 10 ZB 11.2854 – juris Rn. 27; B.v. 29.7.2014 – 10 ZB 12.2448 – juris Rn. 9).

2. Ernstliche Zweifel an der Richtigkeit des angefochtenen Urteils bestehen auch nicht, soweit darin die Klage  

gegen die Ausweisung des Klägers abgewiesen worden ist.

Das Verwaltungsgericht hält die Ausweisung für rechtmäßig. Der Kläger erfülle den Tatbestand des § 55 Abs.  

1  AufenthG,  nach  dem ein  Ausländer  ausgewiesen  werden  könne,  wenn  sein  Aufenthalt  die  öffentliche 

Sicherheit und Ordnung oder sonstige erhebliche Interessen der Bundesrepublik Deutschland beeinträchtige, 

wobei nach § 55 Abs. 2 Nr. 2 AufenthG die Ausweisung insbesondere dann in Betracht komme, wenn der 

Ausländer  wie  hier  einen  nicht  nur  vereinzelten  oder  geringfügigen  Verstoß  gegen  Rechtsvorschriften 

begangen habe. Denn die der strafgerichtlichen Verurteilung des Klägers vom 6. November 2012 zu einer  

Jugendstrafe von einem Jahr und drei Monaten ohne Bewährung zugrunde liegenden Delikte der versuchten 

Nötigung, der Beleidigung, der vorsätzlichen Körperverletzung, der gemeinschaftlichen gefährlichen Körper-

verletzung und des Widerstands gegen Vollstreckungsbeamte stellten einen erheblichen Verstoß gegen Rechts-

vorschriften dar. Die von der Beklagten angestellten Ermessenserwägungen hätten in nicht zu beanstandender  

Weise zu dem Ergebnis geführt, dass das öffentliche Interesse an der Aufenthaltsbeendigung im Hinblick auf  

die vom Kläger ausgehende Wiederholungsgefahr dessen Interesse an einem Verbleib in der Bundesrepublik  

überwiege.  Zutreffend  habe  die  Beklagte  die  Ausweisung  darüber  hinaus  auf  generalpräventive  Gründe 

gestützt.  Die  vom Kläger  begangenen  Straftaten  erschienen  in  der  Summe  so  schwerwiegend,  dass  ein  

Bedürfnis  bestehe,  über  die  strafrechtliche  Sanktion  hinaus  durch  die  Ausweisungsverfügung  andere 

Ausländer von Straftaten ähnlicher Art und Schwere abzuhalten.

Im Übrigen  sei  die  Ausweisung  des  Klägers  insbesondere  auch  im Hinblick  auf  die  damit  verbundene 

Beeinträchtigung seines Rechts auf Privat- und Familienleben nach Art. 8 Abs. 1 EMRK verhältnismäßig.  

Ausgangspunkt der Verhältnismäßigkeitsprüfung sei, dass der in der Bundesrepublik geborene Kläger Auslän-

der der zweiten Generation sei und dass seine Eltern und sein Bruder nach wie vor hier lebten. Außerdem sei  

der Kläger bei Begehung der Straftaten, die zu seiner Ausweisung geführt hätten, erst 20 Jahre alt gewesen 

und  als  Heranwachsender  nach  Jugendstrafrecht  verurteilt  worden.  Die  Schwere  der  den  Anlass  der 

Ausweisung  bildenden  Taten  bewege  sich  isoliert  betrachtet  nicht  im  oberen  Kriminalitätsbereich.  Das 

Strafmaß bleibe im unteren Drittel des Strafrahmens. Diese Gesichtspunkte ließen die Ausweisung jedoch aus  

folgenden Gründen nicht als unverhältnismäßig erscheinen. Der Kläger sei auch vor der zu seiner Ausweisung 

führenden  Verurteilung  vom 6.  November  2012  bereits  mehrfach  strafrechtlich  in  Erscheinung  getreten.  

Insbesondere sei er bereits am 17. Mai 2011 wegen gefährlicher Körperverletzung zu einer Jugendstrafe von 

neun Monaten auf Bewährung verurteilt  worden. Beiden Verurteilungen hätten Schlägereien mit mehreren 

Beteiligten nach Bar- und Diskothekenbesuchen und Alkoholgenuss zugrunde gelegen. Obwohl dem Kläger 
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im Rahmen des Strafverfahrens vor dem Jugendrichter am 17. Mai 2011 deutlich gemacht worden sei, dass er  

im Fall einer weiteren Straftat mit einer Haftstrafe rechnen müsse, die nicht zur Bewährung ausgesetzt werde, 

habe er daraus keine Lehren gezogen, sondern habe am 28. Mai 2012 erneut Personen verprügelt und sich bei 

seiner Festnahme aggressiv gezeigt. Auch ein im Rahmen der Bewährung absolvierter Anti-Aggressionskurs  

habe  keine  nachhaltige  Wirkung  gezeigt.  Dem Kläger  mangele  es  offenbar  an  der  Bereitschaft  zu  einer  

weiteren Therapie. Auch wenn er in der mündlichen Verhandlung erklärt habe, er habe in der Haftzeit nach-

denken können, fehle es dem Kläger nach wie vor an der Einsicht in das eigene Aggressionspotenzial und  

damit in seine latente Gefährlichkeit. Vor diesem Hintergrund dränge sich insgesamt die Befürchtung auf, dass  

es nur eine Frage der Zeit sei, bis der Kläger wieder zuschlage, wenn er sich provoziert fühle oder alkohol- 

oder gruppendynamisch bedingt enthemmt sei. Die wiederholten Straftaten gegen die körperliche Unversehrt-

heit  seien im Hinblick auf die Höherwertigkeit  des Schutzgutes auch anders zu beurteilen als Eigentums-

delikte.  Dies  sei  bei  der  Beurteilung  der  Art  und  Schwere  der  vom  Kläger  begangenen  Straftaten  als  

entscheidendes Kriterium zu berücksichtigen. Der Kläger habe auch nicht jeglichen Bezug zum Land seiner  

Staatsangehörigkeit  verloren.  Er  spreche  Vietnamesisch  und  habe  als  Kind  öfter  Verwandte  in  Vietnam 

besucht, die dort noch lebten. Auch wenn der letzte derartige Besuch schon acht bis zehn Jahre her sei, weil es  

zu Unstimmigkeiten zwischen den Verwandten und den Eltern des Klägers gekommen sei, sei dem Kläger die 

vietnamesische Kultur und Lebensweise nicht völlig unbekannt. Nach alldem könne festgehalten werden, dass 

die Ausweisung des Klägers als eines unverheirateten und kinderlosen Ausländers der zweiten Generation, der  

die Sprache des Staates seiner Staatsangehörigkeit verstehe und wiederholt zu Jugendstrafen wegen Delikten 

gegen die körperliche Unversehrtheit verurteilt worden sei, im Hinblick auf Art. 8 Abs. 1 EMRK sowie Art. 6  

Abs. 1 und Art. 2 Abs. 1 GG nicht unverhältnismäßig sei.

Diese  Bewertung  der  Ausweisung  als  verhältnismäßig,  die  allein  Gegenstand  der  vom  Kläger  geltend  

gemachten ernstlichen Zweifel an der Richtigkeit des angefochtenen Urteils ist, soweit es die Ausweisung  

betrifft, hat der Kläger aber nicht mit schlüssigen Gegenargumenten in Frage gestellt.

a) Der Kläger macht zunächst geltend, die Annahme des Verwaltungsgerichts, es fehle ihm an der Einsicht in 

das eigene Aggressionspotenzial und damit in seine latente Gefährlichkeit, entbehre jeglicher Grundlage. Er  

habe die Behandlungstherapie zur Gewaltprävention in der Haft nur deshalb abgebrochen, weil der dortige 

Psychologe ihn als Psychopathen bezeichnet habe und er sich durch diese Äußerung bereits am ersten Tag  

abgestempelt gefühlt habe. Eine solche Äußerung rechtfertige aber gegebenenfalls den Abbruch der Therapie,  

weil sie Mängel auf Seiten des Therapeuten aufzeige. Diese Ausführungen ziehen aber die vom Verwaltungs-

gericht für die Verhältnismäßigkeit der Ausweisung ins Feld geführte Befürchtung, es sei lediglich eine Frage 

der Zeit, dass der Kläger wieder zuschlage, nicht schlüssig in Zweifel.
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Zwar stützt  das  Verwaltungsgericht  die  darin liegende Annahme  einer  vom Kläger  ausgehenden Wieder-

holungsgefahr unter anderem darauf, dass es dem Kläger an der Einsicht in das eigene Aggressionspotenzial 

und damit in seine Gefährlichkeit fehle. Es leitet dies aber nicht allein daraus ab, dass der Kläger die Therapie  

zur Gewaltprävention in der Haft nach seinen Angaben in der mündlichen Verhandlung deshalb abgebrochen 

hat, weil er sich vom Anstaltspsychologen als Psychopath abgestempelt gefühlt habe. Vielmehr ergibt sich 

dies nach Ansicht des Verwaltungsgerichts auch daraus, dass der Kläger nach Mitteilung der Justizvollzugs-

anstalt vom 16. Juni 2014 mit der Begründung nicht mehr teilgenommen habe, die Inhalte seien ihm bereits  

aus einer externen Maßnahme bekannt. Abgesehen davon, dass der Kläger sich mit dieser Argumentation des  

Verwaltungsgerichts  nicht  auseinandersetzt  und sie  daher  auch nicht  schlüssig in  Zweifel  zieht,  liegt  der 

Schluss  nicht  fern,  dass  jemand,  der  die  Teilnahme  an  einer  Therapie  zur  Gewaltprävention  mit  der 

Begründung ablehnt, die Inhalte seien ihm bereits bekannt, die Notwendigkeit einer solchen Therapie nicht 

einsieht. Darüber hinaus ist es nicht zu beanstanden, dass das Verwaltungsgericht die fehlende Einsicht des  

Klägers in sein Gewaltpotenzial auch aus der Nichtteilnahme des Klägers an der anstaltsinternen Gewalt-

Präventions-Gruppe im Hinblick auf das Verhalten des diese Gruppe betreuenden Psychologen geschlossen 

hat. Denn selbst wenn dieser den Kläger tatsächlich als Psychopathen bezeichnet haben sollte, hätte dies den  

Abbruch der Gewaltpräventionsmaßnahme nicht gerechtfertigt.  Denn von einem Strafgefangenen, der sich  

seiner Tendenz zur Gewalttätigkeit bewusst ist und deren Behandlungsbedürftigkeit eingesehen hat, wäre zu 

erwarten gewesen, dass er gleichwohl den ernsthaften Versuch unternimmt, an der ihm angebotenen Therapie  

weiter teilzunehmen, statt sie sofort abzubrechen.

b) Der Kläger macht weiter geltend, das Verwaltungsgericht habe nicht hinreichend berücksichtigt, dass er 

sich bereits vor seiner Haftzeit, während der er die Teilnahme an der Gewalt-Präventions-Gruppe der Justiz -

vollzugsanstalt abgebrochen habe, in psychotherapeutischer Behandlung befunden habe. Auch habe er, wie die 

Justizvollzugsanstalt in ihrem Schreiben vom 16. Juni 2014 berichtet habe, in der Küche gearbeitet. Er sei  

beständig fleißig gewesen und habe eine sehr gute Leistung erbracht. Sein Auftreten sei lebendig, untadelig,  

offen und humorvoll gewesen. Er sei respektvoll, freundlich und höflich gewesen und habe sich gegenüber  

den  Beamten  anständig,  tadellos,  freundlich  und  höflich  verhalten.  Gegenüber  Mitgefangenen  sei  er  

verträglich gewesen. Dies spreche aber dafür, dass beim ihm sehr wohl die Einsicht bestehe, dass er Gewalt  

und Aggression vermeiden müsse.

Auch dies stellt jedoch die Auffassung des Verwaltungsgerichts, dass vom Kläger eine Wiederholungsgefahr  

ausgehe, weil es nur eine Frage der Zeit sei, dass er erneut zuschlage, wenn er provoziert werde oder alkohol-  

oder gruppendynamisch bedingt enthemmt sei, nicht mit schlüssigen Gegenargumenten in Frage. Denn die  

Justizvollzugsanstalt geht in ihrem Schreiben vom 16. Juni 2014 ungeachtet des als durchweg positiv beurteil-

ten Verhaltens des Klägers gegenüber Personal und Mitgefangenen unter Berufung auf die Feststellungen und 

Einschätzungen des anstaltsinternen psychologischen Fachdienstes davon aus, dass angesichts der einschlägi-

gen Vorstrafen und der Deliktsstruktur die Teilnahme des Klägers an einer Behandlungsgruppe notwendig  

gewesen sei und dass trotz einer vor der Haft abgeschlossenen Behandlungsmaßnahme weiterhin Behand-
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lungsbedarf bestehe.

Auch darauf hat das Verwaltungsgericht zur Begründung seiner Auffassung, dass spezialpräventive Gründe im 

Hinblick auf die vom Kläger ausgehende Wiederholungsgefahr fortbestünden, ausdrücklich Bezug genom-

men. Mit dieser Argumentation hat sich der Kläger aber in keiner Weise auseinandergesetzt und sie folglich 

auch nicht mit schlüssigen Gegenargumenten in Frage gestellt.

c) Die vom Verwaltungsgericht getroffene und der Prüfung der Verhältnismäßigkeit der Ausweisung zugrunde 

gelegte  Gefahrenprognose  zieht  der  Kläger  außerdem  nicht  dadurch  schlüssig  in  Zweifel,  dass  er  sich 

umgehend vorsorglich einer erneuten Behandlung zur Gewaltprävention unterziehen will. Denn solange eine 

solche  Therapie  nicht  durchgeführt  ist,  lässt  sie  auch  den  von  der  Justizvollzugsanstalt  festgestellten 

Behandlungsbedarf nicht entfallen.

d) Ein solcher Behandlungsbedarf besteht auch nicht etwa deshalb nicht mehr, weil der Kläger die Schule  

wieder besuchen will, um einen Bildungsabschluss zu erhalten, weil er bei einem Praktikum im Jahr 2012  

gezeigt hätte, dass er in der Lage sei,  zuverlässig einer Arbeitstätigkeit nachzugehen, weil er im Hinblick 

darauf von seinem früheren Arbeitgeber Jobangebote erhalten hätte oder weil bereits die Verurteilung zu einer  

Haftstrafe ohne Bewährung beim Kläger die erforderliche Wirkung gezeigt hätte. Denn es ist nicht ersichtlich,  

dass der von der Justizvollzugsanstalt noch einen guten Monat vor dem Ende der Haft von einem Jahr und 

drei Monaten bejahte Behandlungsbedarf entfallen sein könnte, ohne dass sich der Kläger einer entsprechen-

den Behandlung erfolgreich unterzogen hätte.

e) Der Kläger stellt das angefochtene Urteil schließlich auch insoweit nicht mit schlüssigen Gegenargumenten 

in Frage, als er geltend macht, es sei unverhältnismäßig, den in der Bundesrepublik aufgewachsenen Kläger  

aus der Bundesrepublik auszuweisen, obwohl die Straftaten, die er begangen habe und deren Folgen für die 

Opfer nicht dramatisch gewesen seien, keineswegs im oberen Kriminalitätsbereich lägen und der Kläger sie  

noch als Heranwachsender begangen habe. Denn das Verwaltungsgericht hat der Prüfung der Verhältnismäßig-

keit der Ausweisung ausdrücklich zugrunde gelegt, dass der Kläger als Ausländer der zweiten Generation in  

Deutschland geboren sei, dass er bei der Begehung der seiner Ausweisung zugrunde liegenden Straftaten noch 

Heranwachsender gewesen sei und dass diese Taten isoliert betrachtet nicht im oberen Kriminalitätsbereich 

angesiedelt gewesen seien, weil die verhängte Strafe im unteren Drittel des Strafrahmens geblieben sei.

f) Ernstliche Zweifel an der Richtigkeit des angefochtenen Urteils bestehen darüber hinaus nicht, soweit der  

Kläger geltend macht, die Ausweisung sei auf Grund seiner fehlenden Verwurzelung in Vietnam unverhältnis-

mäßig. Zwar spreche er Vietnamesisch, sein letzter Besuch in Vietnam liege aber schon acht bis zehn Jahre  

zurück. Er sei damals zwölf Jahre alt und damit ein Kind gewesen. Es könne daher keine Rede davon sein,  

dass er noch einen Bezug zum Land seiner Staatsangehörigkeit habe und ihm der Aufbau einer neuen Existenz  

dort möglich sei. Dass dem Kläger die Kultur und Lebensweise wie einem Touristen nicht völlig unbekannt 
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sei, reiche dazu nicht aus. Vielmehr sei eine längere Beziehung erforderlich.

Auch diese Argumentation stellt die Beurteilung der Ausweisung als verhältnismäßig durch das Verwaltungs-

gericht  aber nicht mit  schlüssigen Gegenargumenten in Frage. Das Verwaltungsgericht  ist  wie der Kläger 

davon ausgegangen, dass er die vietnamesische Sprache beherrsche und Vietnam von Besuchsaufenthalten als 

Kind her kenne. Es hat allerdings anders als der Kläger die daraus resultierende Kenntnis der vietnamesischen 

Kultur  und  Lebensweise  auch  ohne  eine  intensivere  Beziehung  des  Klägers  zu  seinem Heimatland  als  

ausreichend erachtet,  um die  Verhältnismäßigkeit  der  Ausweisung zu  bejahen.  Insbesondere  hat  es  dabei 

darauf abgestellt, dass der Kläger bereits vor den Straftaten, die Anlass für seine Ausweisung gewesen seien, 

mehrfach  wegen  Körperverletzung  nach  Jugendstrafrecht  verurteilt  worden  sei,  ohne  daraus  nachhaltige 

Lehren gezogen zu haben, und dass solche wiederholten Delikte gegen die körperliche Unversehrtheit, deren  

erneute  Begehung  zu  befürchten  sei,  im  Hinblick  auf  die  Höherwertigkeit  des  betroffenen  Schutzgutes 

schwerer wögen als Eigentumsdelikte. Mit dieser das Ergebnis der Verhältnismäßigkeitsprüfung maßgeblich 

tragenden  Argumentation  setzt  sich  der  Kläger  aber  ebenso  wenig  auseinander  wie  damit,  dass  das 

Verwaltungsgericht die Ausweisung nicht nur aus spezial-, sondern auch aus generalpräventiven Gründen für  

gerechtfertigt hält, weil die vom Kläger begangenen Straftaten in der Summe als so schwerwiegend erschie-

nen,  dass  ein  Bedürfnis  dafür  bestehe,  über  die  strafrechtliche  Sanktion  hinaus  durch  die  Ausweisungs-

verfügung andere Ausländer von Straftaten ähnlicher Art und Schwere abzuhalten. Dementsprechend kann die 

Argumentation des Klägers, die Unverhältnismäßigkeit seiner Ausweisung folge auch aus seiner fehlenden 

Verwurzelung in Vietnam, die Bewertung des Verwaltungsgerichts, die Ausweisung sei verhältnismäßig, nicht 

schlüssig in Zweifel ziehen.

g) Schließlich begründet auch das Vorbringen des Klägers zu seinen familiären Beziehungen zu Personen in 

Deutschland keine ernstlichen Zweifel an der Richtigkeit des angefochtenen Urteils.

Der  Kläger  macht  insoweit  geltend,  er  habe  nach  wie  vor  einen  engen Bezug zu  seiner  in  Deutschland  

lebenden Familie, insbesondere zu seiner Mutter und zu seinem 2002 geborenen jüngeren Bruder. Vor allem 

zu seinem Bruder bestehe ein sehr enges Verhältnis.  Das Verhältnis  zur  Mutter  habe sich auf  Grund des 

intensiven Briefverkehrs sehr verbessert. Für den Kläger und seine Mutter sei es im Interesse der familiären  

Entwicklung und Stabilität dringend erforderlich, dass der Kläger in Deutschland bleiben könne. Müsse der 

Kläger nach Vietnam ausreisen, gehe der Kontakt zu seiner Mutter und zu seinem Bruder endgültig verloren.  

Der Kläger sei in Deutschland sehr stark verwurzelt.

Auch  diese  Ausführungen  stellen  die  Erwägungen  des  Verwaltungsgerichts  zur  Verhältnismäßigkeit  der  

Ausweisung des Klägers, die berücksichtigen, dass die Mutter und der Bruder des Klägers in Deutschland 

leben, nicht mit schlüssigen Gegenargumenten in Frage. Denn auch insoweit wäre dazu erforderlich gewesen, 

dass sich der Kläger mit dem Gewicht der von ihm begangenen Straftaten, das für das Verwaltungsgericht für  

die Beurteilung der Ausweisung als verhältnismäßig ausschlaggebend war, sowohl unter spezialpräventiven 
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als auch unter generalpräventiven Gesichtspunkten substantiiert auseinandergesetzt hätte. Dies ist jedoch nicht  

geschehen.

II.  Auch  eine  Zulassung  der  Berufung  nach  §  124  Abs.  2  Nr.  2  VwGO  wegen  besonderer  rechtlicher 

Schwierigkeiten kommt nicht in Betracht. Denn solche Schwierigkeiten sind nicht den Anforderungen von § 

124a Abs.  4  Satz 4 VwGO entsprechend dargelegt.  Der Kläger hat  sich vielmehr  darauf beschränkt,  das 

Vorliegen besonderer rechtlicher Schwierigkeiten zu behaupten und im Übrigen auf seine weiteren Ausführun-

gen zu verweisen, die sich jedoch ausschließlich auf die Zulassungsgründe der ernstlichen Zweifel an der  

Richtigkeit des Urteils nach § 124 Abs. 2 Nr. 1 VwGO und eines Verfahrensmangels nach § 124 Abs. 2 Nr. 5  

VwGO beziehen. Ausführungen dazu, welche aufgeworfenen Rechtsfragen der Kläger als besonders schwie-

rig ansieht, und Darlegungen, mit denen er den Schwierigkeitsgrad dieser Rechtsfragen plausibel macht (vgl.  

zu diesen Anforderungen BVerfG, B.v. 23.6.2000 – 1 BvR 830 – juris Rn. 17; BayVGH, B.v. 18.2.2014 – 10  

ZB 11.2172), enthält die Zulassungsbegründung hingegen nicht.

III. Die Berufung ist schließlich auch nicht wegen eines Verfahrensmangels nach § 124 Abs. 2 Nr. 5 VwGO 

zuzulassen.

1. Dies gilt zunächst, soweit der Kläger geltend macht, das Verwaltungsgericht habe über die Klage nicht in  

Abwesenheit der Beklagten entscheiden dürfen, weil bei deren Teilnahme an der mündlichen Verhandlung die  

realistische Möglichkeit einer vergleichsweisen Einigung bestanden habe. Im Hinblick auf die gravierenden  

Konsequenzen, die die Ablehnung des Antrags auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis für den Kläger habe,  

sei  die  Entscheidung  ohne  Durchführung  einer  mündlichen  Verhandlung  in  Anwesenheit  der  Beklagten 

unverhältnismäßig.

Über die Klage kann nach § 102 Abs. 2 VwGO bei Ausbleiben eines Beteiligten auch ohne ihn entschieden 

werden,  wenn wie hier  in der  Ladung darauf  hingewiesen worden ist.  Ob dies  geschieht,  steht  dabei  im 

Ermessen des Gerichts (vgl. BVerwG, B.v. 13.12.1982 – 9 C 894/80 – juris Rn. 12). Anhaltspunkte dafür, dass  

das Verwaltungsgericht von seinem Ermessen fehlerhaft Gebrauch gemacht hätte, sind jedoch nicht ersicht-

lich. Soweit man davon ausgeht, dass § 278 Abs. 1 ZPO, nach dem das Gericht in jeder Lage des Verfahrens 

auf eine gütliche Beilegung des Rechtsstreits bedacht sein soll, nach § 173 Satz 1 VwGO im verwaltungs-

gerichtlichen  Verfahren  entsprechend  gilt  (so  Meissner  in  Schoch/Schneider/Bier,  VwGO,  Stand:  26. 

Ergänzungslieferung  2014,  §  173  Rn.  205  m.w.N.  zur  Gegenauffassung),  wäre  diese  Regelung  zwar 

möglicherweise bei der Ermessensausübung zu beachten. Dass das Verwaltungsgericht gegen diese Regelung 

verstoßen hätte,  ist  aber weder aus dem Vorbringen des Klägers in der Zulassungsbegründung noch sonst  

ersichtlich. Denn Anhaltspunkte dafür, dass eine gütliche Beilegung des Rechtsstreits möglich gewesen wäre,  

sind weder vom Kläger dargelegt noch anderweitig erkennbar.
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Soweit  der  Kläger  meint,  bei  einer  Teilnahme  der  Beklagten  an  der  mündlichen  Verhandlung  sei  eine 

vergleichsweise Einigung realistisch gewesen, weil der Kläger sich hätte verpflichten können, sich umgehend 

einer Behandlungstherapie zur Gewaltprävention zu unterziehen, und die Beklagte dann möglicherweise im 

Gegenzug die Aussetzung der Vollziehung des Bescheids vom 7. März 2014 in Aussicht gestellt hätte, ergibt 

sich daraus nicht die Möglichkeit der gütlichen Beilegung des Rechtsstreits im Hauptsacheverfahren. Denn 

diese Erklärungen der Beteiligten hätten allein zur Folge gehabt, dass der Kläger bis zur Entscheidung über  

die  auf  Aufhebung der  Ausweisung und Erteilung einer  Aufenthaltserlaubnis  gerichtete  Klage nicht  hätte  

abgeschoben werden können. Eine diesbezügliche Einigung hätte sich daher ausschließlich auf das den Antrag 

des Klägers auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung der Klage betreffende Eilverfahren bezogen.

Soweit der Kläger vorträgt, auch andere Regelungsmöglichkeiten bis hin zu einer ablehnenden Entscheidung 

der  Beklagten seien denkbar gewesen,  sind keine Anhaltspunkte  dafür  ersichtlich,  dass ein Versuch,  eine  

vergleichsweise Regelung zu erzielen, hätte aussichtsreich sein können. Allenfalls dann wäre aber nach der  

Regelung von § 173 Satz 1 VwGO in Verbindung § 278 Abs.  1 ZPO, bei  der es sich lediglich um eine 

Sollbestimmung handelt, eine Verpflichtung des Gerichts in Betracht gekommen, die mündliche Verhandlung 

im Interesse einer gütlichen Einigung zu vertagen statt nach § 102 Abs. 2 VwGO trotz des Ausbleibens der 

Beklagten zu entscheiden (vgl.  insoweit  auch den Rechtsgedanken des § 278 Abs.  2 Satz 1 ZPO, der es  

zulässt, von erkennbar aussichtslosen Güteterminen abzusehen).

Insbesondere ergaben sich Anhaltspunkte, die eine gütliche Einigung im Falle einer Teilnahme der Beklagten 

an  der  mündlichen  Verhandlung  für  das  Verwaltungsgericht  als  aussichtsreich  hätten  erscheinen  lassen 

können,  auch bis  zum Schluss  der  mündlichen Verhandlung nicht  aus  dem Verlauf  des  Klageverfahrens. 

Weder hatte der Kläger nach den Gerichtsakten des erstinstanzlichen Verfahrens und insbesondere nach der  

Niederschrift über die mündliche Verhandlung in irgendeiner Weise ein Interesse an einer gütlichen Einigung 

bekundet oder auf eine Vertagung der mündlichen Verhandlung hingewirkt, um der Beklagten eine Teilnahme  

zum Zweck einer gütlichen Beilegung des Rechtsstreits zu ermöglichen, noch war ein Interesse der Beklagten  

an einer Einigung ersichtlich. Vielmehr spricht das Ausbleiben der Beklagten in der mündlichen Verhandlung 

ebenso dafür, dass die Beklagte an einer Einigung nicht interessiert war, wie die Ausweisung des Klägers nicht  

nur  aus  spezialpräventiven,  sondern  auch  aus  generalpräventiven  Gründen.  Denn  soll  die  Ausweisung 

erfolgen, um andere Ausländer von vergleichbaren Taten abzuschrecken, so kann anders als möglicherweise  

dann,  wenn die Ausweisung ausschließlich im Hinblick auf eine vom Kläger ausgehende Wiederholungs-

gefahr erfolgt ist, der Zweck der Ausweisung nicht durch die Verpflichtung des Klägers erreicht werden, sich  

zur Verringerung der von ihm ausgehenden Wiederholungsgefahr einer Therapie zu unterziehen, wie sie dem 

Kläger zur Herbeiführung einer gütlichen Beilegung des Rechtsstreits vorschwebt.
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2. Ein Verfahrensmangel liegt schließlich auch nicht vor, soweit der Kläger geltend macht, das Verwaltungs-

gericht habe den Psychologen der Justizvollzugsanstalt, der beim Kläger während der Haft eine Therapie habe 

durchführen sollen, als Zeugen vernehmen müssen, weil der Kläger diese Therapie möglicherweise zu Recht 

abgebrochen habe, wenn der Psychologe ihn, wie der Kläger behauptet, als Psychopathen bezeichnet habe.  

Darüber, ob dies der Fall gewesen sei, habe sich das Verwaltungsgericht nur durch die Zeugeneinvernahme  

des Psychologen ein Bild verschaffen können. Denn ein Verstoß des Verwaltungsgerichts gegen die Verpflich-

tung nach § 86 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 1 VwGO, den Sachverhalt von Amts wegen zu erforschen, ist damit  

nicht dargelegt.

Die Pflicht zur erschöpfenden Aufklärung des Sachverhalts nach § 86 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 1 VwGO wäre  

nur dann verletzt, wenn das Verwaltungsgericht auf der Grundlage seiner Rechtsauffassung Anlass zu weiterer  

Sachaufklärung hätte sehen müssen (vgl. BayVGH, B.v. 18.10.2013 – 10 ZB 11.618 – juris Rn. 25 m.w.N.). 

Ein solcher Fall lag hier aber nicht vor. Denn die Frage, ob der Kläger die Teilnahme an der internen Gewalt-

Präventions-Gruppe der Justizvollzugsanstalt zu Recht beendet hat, war für das Gericht auf der Grundlage 

seiner Rechtsauffassung nicht entscheidungserheblich.

Für die Entscheidung des Verwaltungsgerichts war die Nichtteilnahme an der Gewaltpräventionsmaßnahme 

der Justizvollzugsanstalt  vielmehr nur insoweit relevant,  als das Gericht aus ihr die fehlende Einsicht des 

Klägers in den vom psychologischen Fachdienst der Justizvollzugsanstalt festgestellten Behandlungsbedarf 

abgeleitet hat. Auf die Frage, ob der Kläger berechtigt war, die Teilnahme abzubrechen, zu deren Klärung es 

nach  Ansicht  des  Klägers  der  Zeugeneinvernahme  des  Psychologen  bedurft  hätte,  hat  es  hingegen  nicht  

abgestellt.

Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 2 VwGO.

Die Streitwertfestsetzung beruht auf § 63 Abs. 2 Satz 1, § 47 Abs. 1 und 3 sowie § 39 Abs. 1, § 52 Abs. 2  

GKG.

Dieser Beschluss ist unanfechtbar (§ 152 Abs. 1 VwGO). Mit der Ablehnung des Antrags auf Zulassung der 

Berufung wird die Entscheidung des Verwaltungsgerichts rechtskräftig (§ 124a Abs. 5 Satz 4 VwGO).
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